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Kinder im Visier: Deutschland rekrutiert und wirbt unter 18-Jährige 
 

Straight 18 – bisher ohne Deutschland 

Oft geht der Blick beim Thema Kindersoldaten und damit auch am Red Hand 

Day eher in die Ferne, nach Afrika, Asien und Lateinamerika, wo Kinder in 

vielen Ländern als Soldaten ausgebeutet werden. Auch bei terre des hommes 

liegt ein Schwerpunkt in der Projektarbeit und Lobbyarbeit in diesen Ländern: 

terre des hommes Deutschland fördert seit den 70er Jahren Projekte die 

Kindersoldaten zugute kommen, beispielsweise in Kolumbien, den Philippinen 

und Burma, Informationen dazu finden Sie in der Pressemappe. 

Heute geht es uns aber darum, wie Deutschland seine menschenrechtlichen 

Verpflichtungen zum Thema Kindersoldaten umsetzt, wie es seine 

»Hausaufgaben« macht. Unser Ausgangspunkt ist das Zusatzprotokoll zur UN-

Kinderrechtskonvention betreffend Kinder in bewaffneten Konflikten, das 

Deutschland 2004 ratifiziert hat. Beim Zustandekommen des Protokolls Ende 

der 90er Jahre hatte die damalige deutsche Regierung eine positive Rolle 

gespielt. Allerdings war sie zusammen mit anderen Industrieländern wie den 

USA und Großbritannien auch dafür verantwortlich, dass in das Protokoll 

abermals eine Lücke eingebaut wurde.  

Denn obwohl in der UN-Kinderrechtskonvention (KRK) von 1989 festgelegt ist, 

dass alle Kinder unter 18 Jahren besonderen Schutz und besondere Rechte 

genießen müssen und das Wohl des Kindes immer Vorrang haben muss, war es 

laut Artikel 38 der KRK erlaubt, 15-Jährige als Soldaten einzuziehen. Dies ist 

eine eklatante Schutzlücke wenn man bedenkt, dass Kinder als Soldaten Opfer 

der schlimmsten Menschenrechtsverletzungen werden können. 

Das Zusatzprotokoll sollte diese Lücke schließen und die Altersgrenze für die 

Rekrutierung auf 18 Jahre anheben – dies ist nur teilweise gelungen: 
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Bewaffnete, nichtstaatliche Gruppen müssen diese Altersgrenze jetzt einhalten. 

Aber staatliche Armeen dürfen auch 16-jährige Freiwillige werben. Davon 

machen die Länder, die für diese erneute Lücke plädierten, auch Gebrauch, 

darunter Deutschland – hierzulande werden jedes Jahr mehrere hundert 17-

jährige Freiwillige in die Bundeswehr aufgenommen. Damit ist Deutschland 

eines von nur 26 Ländern weltweit die unter 18-Jährige in ihre Streitkräfte 

aufnehmen.  

Dies wird seit Jahren von Kinder- und Menschenrechtsorganisationen kritisiert. 

Und auch der UN-Ausschuss für die Rechte des Kindes hat Deutschland 

zuletzt 2008 aufgefordert, das Rekrutierungsalter auf 18 Jahre zu erhöhen, 

»um den Schutz des Kindes durch insgesamt höhere gesetzliche Standards 

zu fördern«. Er wies auch daraufhin, »dass die große Mehrheit der 

Vertragsstaaten die Einberufung von Kindern (also unter 18-Jährigen) nicht 

erlaubt«. 

Wie der Schattenbericht darlegt, ist im aktuellen Gesetzesentwurf für den neu 

geschaffenen freiwilligen Wehrdienst bisher gar keine Altersgrenze vorgesehen. 

Minderjährige können sogar schon nach derzeitiger Gesetzeslage nach dem 

Wehrstrafgesetz vor Gericht gestellt werden, wenn sie die Bundeswehr wieder 

verlassen wollen – dies zeigt, dass auch die vom Zusatzprotokoll geforderte 

Freiwilligkeit nicht gewährleistet ist. Deutschland verstößt damit gegen 

seine völkerrechtlichen Verpflichtungen im Zusatzprotokoll. Das 

Wehrpflichtgesetz und das Soldatengesetz müssen entsprechend ergänzt 

werden, das Deutsche Bündnis Kindersoldaten ist deswegen im Kontakt mit 

Regierungsvertretern. 

Dass Deutschland sich nach wie vor weigert, die 18-Jahresgrenze bei der 

Rekrutierung von Soldaten zu respektieren, ist ein Verstoß gegen das zentrale 

Grundprinzip der Kinderrechtskonvention, den Vorran g des Kindeswohls. 
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Werbung von Kindern durch die Bundeswehr 

Seit einigen Jahren versucht die Bundeswehr systematisch und umfassend 

Minderjährige für den Dienst in der Bundeswehr zu begeistern und zu 

werben. Diese Anstrengungen werden vermutlich weiter zunehmen, da mit 

der Aussetzung der Wehrpflicht knappe 8.000 Wehrdienstleistende pro 

Jahr wegfallen und freiwillig geworben werden müssen. Und der Bedarf an 

neuen Rekruten – 2009 waren es 23.000 – wird gar nicht oder zumindest nicht 

wesentlich sinken. Welche Ausmaße die Werbung der Bundeswehr bei 

Minderjährigen jetzt schon hat, sollen einige Zahlen veranschaulichen: 

• Nach eigenen Angaben hat sich der Haushaltsposten für die 

Nachwuchswerbung der Bundeswehr von neun Millionen Euro im Jahr 

1998 auf 27 Millionen im Jahr 2010 verdreifacht. 

• 700.000 Jugendliche erreichte die Bundeswehr 2009 alleine durch 

Werbeveranstaltungen von Jugendoffizieren und Wehrdienstberatern an 

Schulen, viele weitere bei Kasernenbesuchen, in Arbeitsämtern, bei 

Sportveranstaltungen, Messen, und öffentlichen Festen. Dabei dürfen 

schon Zehnjährige auf Panzer steigen und durchs Zielfernrohr gucken. 

• Auch bei der Lehrerausbildung steigt die Einflussnahme der Bundeswehr: 

1.100 Referendare haben 2009 an Lehrveranstaltungen von 

Bundeswehrsoldaten teilgenommen, 3.300 Lehrer haben Fortbildungen 

der Bundeswehr besucht. 

• Die Bundeswehr schaltet regelmäßig Anzeigen in Jugendmedien wie 

Bravo, Spießer oder auf entsprechenden Jugendseiten im Internet, 

veranstaltet Abenteuer- und Sport-Events für Jugendliche, gibt 

Computerspiele und Unterrichtsmaterial heraus 
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• In von Soldaten betreuten Politiksimulationen mit dem sogenannten 

POLIS-Spiel kann bei simulierten Konflikten militärisch interveniert 

werden, bis hin zum Einsatz von Atombomben. 

Problematisch ist aus unserer Sicht, dass die Bundeswehr bei diesen Aktivitäten 

teilweise verdeckt, teilweise ganz offen versucht, Kinder und Jugendliche zu 

beeinflussen, um sie beispielsweise von der Notwendigkeit militärischer 

Interventionen und den Auslandseinsätzen der Bundeswehr zu überzeugen. In 

einem uns vorliegenden Brief von 2009 schrieb Ex-Verteidigungsminister 

Franz-Josef Jung an die Ministerpräsidenten der Länder, das Ziel der 

Schulbesuche sei es »z.B. zu erklären, wie sich die Einsätze der Bundeswehr im 

Ausland politisch aus den Zielen und Interessen deutscher Sicherheitspolitik 

ableiten lassen. Hier hat die Schule Aufgabe und Verantwortung zugleich. Ich 

möchte deshalb die etablierte Zusammenarbeit mit den Schulen in den 

Bundesländern weiter ausbauen und intensivieren«. 

Dieser Versuch der einseitigen Beeinflussung ist zum einen ein Verstoß 

gegen die Grundsätze der politischen Bildung, den sogenannten 

Beutelsbacher Konsens, nach dem in der Gesellschaft kontroverse Themen den 

Schülern auch kontrovers dargelegt werden müssen, ohne sie dabei mit 

Fachwissen einseitig zu überrumpeln. Es ist auch ein Verstoß gegen die 

Kinderrechtskonvention, die die Staaten zur Friedenserziehung an Schulen 

verpflichtet und eine freie Meinungsbildung der Kinder verlangt. Da bei 

den Soldatenbesuchen teilweise indirekt, teilweise sehr direkt Werbung für die 

Ausländseinsätze der Bundeswehr gemacht wird und ein gewisser Prozentsatz 

der Schüler sich davon beeinflussen lässt und sich anschließend verpflichtet, 

liegt auch eine konkrete Gefährdung der Schüler vor – denn unter den 91 Toten, 

157 Verwundeten und tausenden psychisch erkrankten Rückkehrern von 

Auslandseinsätzen sind sehr viele junge Soldaten. Doch die Risiken des 
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Soldatenlebens werden bei den Vorträgen der Bundeswehr an Schulen entweder 

gar nicht oder nur am Rande erwähnt. Dagegen werden die Vorteile des 

Soldatenberufs betont, wie der vermeintlich sichere Job, kostenlose 

Berufsausbildung und Studium sowie gute Bezahlung. Dass insbesondere die 

Jugendoffiziere bei ihren Vorträgen sehr einseitig informieren, wurde uns 

auch von Schülern, Lehrern und Bundeswehrsoldaten bestätigt. So haben 

das Darmstädter Signal, ein Zusammenschluss kritischer Bundeswehrsoldaten, 

ebenso wie die GEW (Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft), das 

Deutsche Institut für Friedenspädagogik und zahlreiche Menschenrechts-, 

Entwicklungs- und kirchliche Organisationen einen gemeinsamen Brief an das 

Verteidigungsministerium unterstützt, in dem die Problematik und Kritik an der 

Bundeswehrwerbung bei Minderjährigen dargelegt wurde. 

Die einseitige Information und mangelnde Aufklärung über die Berufsrisiken 

durch die Bundeswehr kommt aber nicht nur an Schulen vor, sie scheint ein 

generelles Problem vor der Einstellung junger Rekruten zu sein. Im ZEIT-

Magazin vom 3. Februar finden sich Interviews mit in Afghanistan schwer 

verletzten Bundeswehrsoldaten, fast alle jünger als 25 Jahre, die einerseits die 

Gefahren der Auslandseinsätze vor Augen führen, andererseits verdeutlichen, 

dass die Soldaten – zumindest in diesen Fällen – vor der Einstellung 

unzureichend über ihre Pflicht auch im Ausland zu dienen und die damit 

verbundenen Risiken aufgeklärt wurden. (Anhang zum Statement) 
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Fazit: 

Die Straight-18-Position des Deutschen Bündnisses Kindersoldaten und anderer 

internationaler Menschenrechtsorganisationen besagt, dass unter 18-Jährige 

prinzipiell nicht für Armeen oder bewaffnete Gruppen geworben und rekrutiert 

werden dürfen. Daran sollte sich auch die Bundeswehr halten. 

Wir fordern deshalb, dass jegliche Werbung und einseitige Beeinflussung 

von unter 18-jährigen Schülern durch die Bundeswehr in Deutschland 

beendet wird. Denn es handelt sich dabei um eine Verletzung der Kinderrechte 

und der Schutzpflichten des Staates gegenüber diesen Kindern, die 

schwerwiegende Folgen haben kann. Wenn überhaupt, sollten Soldaten nur an 

Schulen kommen, wenn eine kontroverse Diskussion des Themas durch die 

Anwesenheit anderer Experten, zum Beispiel Friedenspädagogen, gewährleistet 

wird. 

Die Kooperationsvereinbarungen, die die Bundeswehr mit den 

Kultusministerien von acht Bundesländern geschlossen hat und die den 

Zugang von Jugendoffizieren zu Schulklassen und Lehrerausbildung 

erleichtern, müssen folglich wieder aufgelöst werden. 

Statt die einseitige Information und Manipulation von Kindern und Jugendlichen 

durch rhetorisch geschulte Jugendoffiziere und andere Werbemaßnahmen mit 

Millionen Euro Steuergeldern zu fördern, sollte die Bundesregierung dafür 

sorgen, dass die Friedens- und Menschenrechtserziehung an deutschen 

Schulen einen deutlich höheren Stellenwert bekommt – dies fordert auch der 

UN-Ausschuss für die Rechte des Kinder. 

Außerdem sollte Deutschland endlich der Aufforderung des UN-Ausschusses 

und dem guten Beispiel der Mehrheit der Staaten weltweit folgen und die 

Altersgrenze für die Rekrutierung junger Soldaten auf 18 Jahre anheben. 
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Anhang: 

Auszüge aus Interviews mit in Afghanistan schwer verletzten Bundeswehrsoldaten, 

ZEIT-Magazin vom 3.2.2011 

 

»[…] Aber dann gab es die drei Toten am Karfreitag, und das Fest wurde abgeblasen. Danach 

lief es bei mir nicht mehr rund«, sagt Jan M. (21) aus Bad Salzungen, der bei einem 

Anschlag auf eine Bundeswehrpatrouille in Afghanistan am Karfreitag 2010 schwer verletzt 

wurde, drei seiner Kameraden wurden dabei getötet. 

»Ich habe Verfolgungswahn. Wenn ich auf der Landstraße fahre, und von hinten kommt ein 

Auto, dann kriege ich Panik. Angstzustände nennen es die Ärzte. Ich halte dann rechts an und 

warte, bis es vorbei ist. Ich muss damit leben, und ich schaffe das auch. 

Ich bin jetzt 21, habe mittlere Reife. Ich weiß nicht, ob die Bundeswehr mich noch will. Als 

ich einberufen wurde, sagte ich mir: Geh'n ma halt zur Bundeswehr. Als mein Zugführer mir 

vorschlug, dass ich vier Jahre bleiben sollte, sagte ich: Jawoll, mach ich. Überlegt habe ich 

nicht viel dabei. […]« 

Ein anderer Soldat, Markus P (31), aus Ulm, der in Afghanistan schwer verletzt wurde, 

erzählt unter anderem, wie er zur Bundeswehr kam: 

»[…] Mit 15, 16 war ich bei der Wasserwacht, ehrenamtlich. Markus, geh doch zum Bund, da 

biste richtig, da kannste Blaulicht fahren, sagte ein Freund, der auch dort war. Dann hab ich 

das gemacht. Das war 1999 (er war 20). 

Ich weiß noch, dass ich ein Kreuz machen musste, dass ich bereit bin, in den Einsatz zu 

gehen. Ich hab nachgefragt: Muss ich das ankreuzen? Klar, muss man, wenn man Soldat 

werden will. 2008 hab ich mich noch entscheiden können, freiwillig nach Afghanistan zu 

gehen. 2010 nicht mehr. Ich bin nicht freiwillig gegangen, ich bin befohlen worden. […]« 

 

In beiden Fällen sind die Soldaten offensichtlich gar nicht oder kaum über die 

Gefahren der Auslandseinsätze aufgeklärt wurden, sie wussten noch nicht mal, »ob sie 

das ankreuzen müssen«. Außerdem wird deutlich, dass Auslandseinsätze nicht nur 

freiwillig erfolgen, sondern auch befohlen werden. 


